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Geheimplan
Eben noch wollten der Bundesrat und die andern Parteien automatisch EU-Gesetze übernehmen und sich fremden
Richtern unterwerfen. Vor den Wahlen schweigen plötzlich alle. Sie wollen das Volk über ihre wahren Absichten hinters
Licht führen und so die baldige Integration in die marode EU vertuschen. Doch nur drei Tage nach den Wahlen, am
26. Oktober 2011, trifft sich der Bundesrat zu einer «Europaklausur». Eine Anbindung der Schweiz an Europa bedeutet:

➜ zwingende Übernahme von EU-Recht
➜ fremde Richter bestimmen über uns
➜ die Kantone sind nicht mehr frei in der Bestimmung der Steuern
➜ der Schweizer Franken wird für alle Zeiten an den Euro gebunden
➜ der Schweizer Steuerzahler bezahlt für die EU-Milliarden-Schulden

gegen die Schweiz!

Deshalb am 23. Oktober:

Schweizer wählen SVP!

Wer die Schweiz
nicht an die EU
verkaufen will,
wählt SVP

SVP Schweiz, PC 30-8828-5, www.svp.ch

Computervirus befällt
US-Drohnen
WASHINGTON Ein mysteriö-
ses Computervirus hat un-
bemannte Flugkörper infiziert,
die von den USA im Antiterror-
kampf eingesetzt werden.

sda. Ein Virus soll die Cockpits der
ferngesteuerten «Predator»- und «Rea-
per»-Drohnen der USA befallen ha-
ben. Das schreibt der Internet-Blog
«Danger Room» des Computermaga-
zins «Wired». Mit diesen Drohnen
fliegt der US-Geheimdienst CIA etwa
Einsätze in Afghanistan, Pakistan oder
im Jemen. Betroffen seien die Compu-
tersysteme der Creech-Luftwaffenba-
sis im Bundesstaat Nevada, berichtete
auch der TV-Sender MSNBC. Laut
«Wired» gibt es bislang keine Hinweise
darauf, dass wegen des vor zwei Wo-
chen entdeckten Virus geheime Infor-
mationen verloren oder nach draus-
sen gelangt seien. Es sei aber nicht
auszuschliessen, dass vertrauliche Da-
ten über das öffentliche Internet ver-

breitet worden sein könnten. Die vom
Stützpunkt in Creech gesteuerten
Drohnen-Einsätze in Übersee gingen
dennoch weiter.

Ein ranghoher Offizier der US-Luft-
waffe wies den «Wired»-Bericht im
Sender «Fox News» als «masslos über-
trieben» zurück. «Die Flugzeuge waren
nie in Gefahr, verrückt zu spielen.» Das
Virus habe die Einsätze in keiner Weise
beeinträchtigt. Die Computernetze der
Air Force seien gut geschützt. Das Virus
gelangte demnach bei der Übertragung
von Daten über externe Festplatten in
das System.

«Wir versuchen das Virus auszuschal-
ten, aber es kommt immer wieder
zurück», zitierte der «Wired»-Blog einen
Informanten. Offiziell haben weder das
Pentagon noch die US-Luftwaffe die
Berichte bislang kommentiert.

Die ferngesteuerten Drohnen spielen
in den Kriegen der USA eine immer
grössere Rolle, um etwa Terrorverdäch-
tige zu attackieren oder Aufklärungsflü-
ge zu machen. So war Ende September
der gesuchte El-Kaida-Prediger Anwar
al-Awlaki im Jemen von einer Kampf-
drohne getötet worden.

NACHRICHTEN
Bloomberg droht
Demonstranten
NEW YORK sda. New Yorks Bür-
germeister Michael Bloomberg hat
der Anti-Wall-Street-Bewegung vor-
geworfen, Arbeitsplätze in der Stadt
vernichten zu wollen. Der Finanz-
platz Wall Street ist eine Stütze der
New Yorker Wirtschaft und stellt 13
Prozent des Steueraufkommens.
Sollten Finanzmarktjobs aus New
York verschwinden, gebe es kein
Geld mehr, um die Stadtangestellten
zu bezahlen, die Parks zu säubern
oder sonstige Aufgaben zu erledigen,
warnte Bloomberg. Die Proteste sei-
en zudem schlecht für den Touris-
mus. Allerdings gebe es unter den
Demonstranten auch welche, die le-
gitime Klagen hätten, sagte Bloom-
berg. Die Bewegung versammelt
sich regelmässig zu Demonstratio-
nen. Sie prangert die anhaltend ho-
he Arbeitslosigkeit und eine unglei-
che Verteilung von Wohlstand an.

Staatsreform
vereinbart
BELGIEN sda. Nach monatelangen
Verhandlungen haben sich acht
belgische Parteien auf eine Staats-
reform geeinigt. Der designierte
sozialistische Premierminister Elio
Di Rupo und die Parteichefs räum-
ten die letzten Hürden aus dem
Weg. Di Rupo will die Reform am
Dienstag im Parlament vorstellen.
Sie ist Vorbedingung für die Bil-
dung einer neuen Regierung, auf
die die Belgier seit über 480 Tagen
warten. Zu der Staatsreform gehört
die Aufspaltung des Gerichts- und
Wahlbezirks Brüssel und Umland.
Dieses eher technische Thema ist
eng mit dem Streit zwischen nie-
derländischsprachigen Flamen und
den französischsprachigen Wallo-
nen verbunden.

Zensur-Chef will
Pressefreiheit
BURMA sda. Der Zensur-Chef im
militärdominierten Burma hat
Pressefreiheit für sein Land gefor-
dert. Er stellte damit die Existenz-
berechtigung seiner eigenen Be-
hörde in Frage. Es gebe in den
meisten Nachbarländern Burmas
keine Pressezensur, weil sie «nicht
im Einklang mit der Demokratie»
stehe, sagte Behördenchef Tint Swe
gestern. «Die Pressezensur sollte
daher bald abgeschafft werden»,
fügte er mit Blick auf Burma hinzu.
Die Abschaffung der Zensur könne
Teil der Reformen sein, die von der
neuen Zivilregierung Burmas um-
gesetzt werden sollten, sagte der
Beamte. Auch in Medienberichten
über Oppositionschefin Aung San
Suu Kyi sehe er kein Problem.

Die «Kaczynski-Engel»: Kandidatinnen der nationalkonservativen Partei
Recht und Gerechtigkeit von Jaroslaw Kaczynski auf einem Plakat.

n-ost/Anna Sztraus

Polen wählt mit Frauenquote

«Frauen werden hier
auf die Rolle des
Hinguckers und
hübschen Dekors
reduziert.»

PASSANTIN IN WARSCHAU

WAHLEN Bei den heutigen Parlamentswahlen
in Polen müssen 35 Prozent der Kandidierenden
weiblich sein. Diese Frauenquote hat zum Teil
skurrile Auswirkungen.

KATRIN LECHLER, WARSCHAU
nachrichten@luzernerzeitung.ch

Sie erinnern eher an die Werbung
eines grossen Kosmetikkonzerns als an
ein Wahlplakat: Wind in den Haaren,
sexy Blick, die Hände auf die Hüfte
gestützt. So präsentieren sich sieben
junge, hübsche Kandidatinnen der na-
tionalkonservativen Partei Recht und
Gerechtigkeit (PiS) von Jaroslaw
Kaczynski. Nur wenige Tage vor den
polnischen Parlamentswahlen hat er
damit nicht nur Wähler und Wählerin-
nen, sondern auch die liberale Konkur-
renz der Bürgerplattform (PO) über-
rascht: Denn bisher hat seine Partei
einen eher angestaubten Eindruck ge-
macht.

Kandidatin will Abtreibungsverbot
Beobachter glauben nun, dass die
Recht und Gerechtigkeit die stärkste
Konkurrenz und derzeitige Regie-
rungspartei, die liberale Bürgerplatt-
form (PO), mit ihren eigenen Waffen
schlagen könnte. Denn der liberale
Präsident Bronislaw Komorowski hat-
te gegen den Willen der nationalkon-
servativen Partei Recht und Gerechtig-
keit durchgesetzt, dass es bei diesen
Parlamentswahlen zum ersten Mal
eine Frauenquote

geben soll: 35 Prozent der Kandidaten
müssen Frauen sein.

Die Partei Recht und Gerechtigkeit
hat diese Forderung nun erfüllt – unter
anderem mit den sogenannten
Kaczynski-Engeln. Die jungen Kandi-
datinnen vertreten jedoch ganz ande-
re politische Ziele, als sie den Initiato-
rinnen für eine Frauenquote vor-
schwebten: Magdalena Zuraw zum
Beispiel will ein totales Abtreibungs-
verbot durchsetzen und radikalen Fe-
minismus sowie Homosexualität be-
kämpfen. Die meisten von ihnen ha-
ben sich eine soziale und familien-
freundliche Politik auf die Fahnen
geschrieben: Mehr Krippen- und Kin-
dergartenplätze, Programme gegen
Gewalt in der Familie oder die finan-
zielle Absicherung von pflegenden An-
gehörigen.

Frauenquote wird kritisiert
Die Umfragewerte der Partei Recht und
Gerechtigkeit sind infolge der Wahl-
kampagne stark angestiegen. Doch vie-
le Wähler bleiben auch skeptisch: «Ich
bin für mehr junge Leute in der Politik.
Wenn die Kandidatinnen kompetent
und qualifiziert sind, habe ich nichts
gegen sie», sagt Jaroslaw

Kownocki, Unternehmer und Familien-
vater. Die Kampagne dürfe aber kein
Marketing-Trick werden. Kritischer
äussert sich Passantin Grazyna Malis-
zewska beim Anblick der Plakate auf
den Warschauer Strassen: «Frauen wer-
den hier auf die Rolle des Hinguckers
und hübschen Dekors reduziert.» Die
Plakate bestätigen die berufstätige Mut-
ter in ihrer Ablehnung der Frauenquo-
te: «Eine Frau sollte aufgrund ihrer

Fähigkeiten in die Politik kommen und
nicht aufgrund eines Paragrafen.»

Obwohl die jungen Kandidatinnen
im Mittelpunkt der Wahlkampagne der
Partei Recht und Gerechtigkeit stehen,
dürften sie kaum Chancen haben, ins
Parlament einzuziehen. Denn wie viele
andere Kandidatinnen in der Partei
haben auch Kaczynskis Engel hintere
und damit chancenlose Listenplätze
erhalten. Bei der liberalen Bürgerplatt-
form PO dagegen sind ein wenig mehr
Frauen auf den vorderen Listenplätzen
vertreten. In al-

len Parteien mussten Frauen um gute
Plätze kämpfen.

18 Prozent Frauen im Parlament
Bleibt die Frauenquote eine reine For-
malität, wird sie den niedrigen Frauen-
anteil von 18 Prozent im polnischen
Parlament nicht erhöhen. Deshalb hält
Malgorzata Fuszara, Vize-Direktorin
des Instituts für angewandte Sozialwis-
senschaften in Warschau, das Reissver-
schlusssystem bei der Kandidatenauf-
stellung für sinnvoller: Eine Frau, ein
Mann, eine Frau, ein Mann.

Sie erwartet mit Spannung die Ergeb-
nisse der Wahlen von heute: «Obwohl
die Kampagne von manchen als sexis-
tisch wahrgenommen wird, könnte sie
paradoxerweise nicht-sexistische Fol-
gen haben und doch einigen Frauen
den Einzug ins Parlament ermögli-
chen.»

Die bekannte Feministin Magdalena
Sroda sieht hinter der Wahlkampagne
eine perfide Taktik. Sie bezieht sich auf
den Satz von Recht-und-Gerechtigkeit-
Kandidatin Magdalena Zuraw, der zu-
folge Frauen geschaffen seien, um
männlichen Genies Zier und Stütze zu
sein. «Frau Zuraw hat einen genialen
Weg gewählt, um voranzukommen», so
Sroda. Sie lasse sich als wonniges,
dummes Schaf wählen, das seinen Platz
in der Herde kenne, aber nach den
Wahlen komme dann der wahre Wolf
aus ihr hervor.


